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Klägers und Revisionsklägers,

gegen
/

‚U.......DOIIDOOOOIOUOQI.0.0.0.0...60......QOCOIOUIO

Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der 3. Senat des Bundeäsozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 23. August 1956;

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Berlin vom 30. September 1955 wird

zurückgewiesen°

Die Beteiligten haben einander außergerichtliche Ko—

sten des Revisionsverfahrens nicht zu erstatten„
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Am 14. September 1951 hat die "Vollstreckungsbehörde für die
Versicherungsanstalt Berlin“ wegen eines vollstreckbaren Anspru—

ches der Versicherungsanstalt Berlin‘auf rücketändige Versiche—

rungsbeiträge beim Kläger mehrere Sachen gepfändet; es ist jetzt

noch die Pfändung einer Schreibmaschine, eines Schreibtisches und

eines Couchtischés umstritten°
/

Das
von

Kläger zunächst angerufene
Amtsgericht

Charlottenburg

hatte die Zwangsvollstreekung einstweilen eingestellt, durch Be—

schluß vom 26„ Februar 1953 aber seinen Einetellungsbeschluß wie—

der aufgehoben und sich für unzuständig erklärt. Die nunmehr vom
Kläger bei dem beklagten Senator für Arbeit und Sozialwesen ein—

gelegte Beschwerde gegen die Pfändung wurde von diesem durch Be—

schluß vom 10„ März 1953 mit der Begründung zurückgewiesen, daß

die Pfandstücke nicht den Pfändungsbeschränkungen des 5 811 Zi—

vilprozeßordnung (ZPO) unterlägen.

Der Kläger hat diesen 3eschluß mit einer zunächst gegen die Voll—

streckungsbehörde für die Krankenversicherungsanstalt Berlin ge—

richteten Klage beim Verwaltungsgericht (VerwG.) Berlin angefoch—

ten und beantragt, .

unter Aufhebung des angefochtenen Beschlusses die
Zwangsvollstreckung in die Schreibmaschine, den

Schreibtisch und den Couchtisch für unzulässig zu
erklären„» .

Das VerwG. Berlin hat die Klage durch Urteil vom 17° Juni 1953
abgewiesen. Es hat die Zulässigkeit des Verwaltungsrechtswegs

bejaht, die Klage aber für unbegründet gehalten°

Gegen dieses Urteil hat der Kläger beim Oberverwaltungsgericht

(0VerwG ) Berlin Berufung eingelegt Auf übereinstimmenien Antrag

der Beteiligten hat das 0VerwG° in der mündlichen Verhandlung vom

15. Dezember 1953 beschlossen, daß an Stelle der Vollstreckungs—

behörde für die Krankenversicherungsanstalt Berlin der Senator

für Arbeit als Beklagter zu laden ist° Mit Beschluß vom 5„ Januar
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1954 hat es sodann die Sache gemäß 55 215 Abs. 8, 224, 218 So—

zielgerichtsgesetz (SGG), Art° II des Übernahmegeeetzes vom
20. November 1953 (GVBl. S. 1419) und nach dem Ausführungsge-

setz vom 22. Dezember 1955 (GVBl. S. 1521) an das Landessozial—

gericht (LSG.) Berlin verwiesen, '

Das LSG. hat die Krankenversicherungsanstalt Berlin — Voll-

streckungsbehörde — beigeladen. Es hat ferner dem Kläger auf—

gegeben, seinen Geschäftsschriftwechsel
aus der Zeit vom 1„April

bis 30.Juni 1951, soweit er auf der gepfändeten Schreibmaschine

geschrieben werden ist, sowie die Umsatzsüuerveranlagung vorzu-

legen; der Kläger ist der Auflage nicht nachgekommen‚’Durch

Urteil vom 30. September 1955 hat das LSG. die Berufung des
Klägers zurückgewiesen° Es ist davon ausgegangen, daß für die

Klage der Rechtsweg zu den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit

gegeben sei; in der Sache selbst hat es die Berufung für nicht

begründet erachtet, weil die Pfandstücke für die Fortsetzung '

der Maßschneiderei durch den Kläger nicht erforderlich seien,

Die Revision wurde zugelassen° ‘ '

Gegen diese Entscheidung hat der Kläger Retision mit dem Antrag

eingelegt, '

das Urteil des VerwG. Berlin vom 17. Juni 1953 und den
Bescheid des Beklagten vom10° iärz 1953 aufzuheben

und die Zwangsvollstreckung in Schreibmaschine, Schreib—

tisch und Couchtisch für.unzulässig zu erklären.

Der Kläger macht in erster Linie geltend,-daß die "Verweisung"

des Rechtsstreits vom 0VerwG. an das LSG. Berlin unzulässig ge—

wesen sei, da für die erhobene Klage nicht der Rechtsweg zu den

Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit, sondern der allgemeine

Verwaltungsrechtsweg gegeben sei. Im übrigen könnten nach Umfang

des Geschäftsbetriebes des Klägers und Art der Kundschaft zWei
Sessel, die ihm belassen worden seien, für die notwendige Reprä—

sentation nicht als ausreichend angesehen werden,
\

Der beklagte Senator für Arbeit und Sozialwesen hat um Zurück—
weisung der Revision gebeten. Er hält das angefochtene Urteil

in-jeder Beziehung für zutreffend; insbesondere hat nach seiner
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Meinung das LSG“ den Rechtsweg zu den Gerichten der Sozialge—

richtsbarkeit für den vorliegenden Streit zu Recht bejaht°

Die beigeladene Krankenversicherungsanstalt Berlin —Vollstrek—

kungsbehörde — wendet sich gegen die Auffassung, daß Verwaltungs—

akte, die im Rahmen des Vollstreckungsverfahrens vorgenommen wor—

den sind, von den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit überprüft

werden können; ein solcher Streit betreffe nicht eine "Angelegen—

heit der Sozialversicherung" im Sinne des 5 57 Abs. 1 SGG‚

II.

Gegen die Zulässigkeit der Revision bestehen keine Bedenken.

Zwar ist innerhalb der Revisionsfrist nur der Antrag gestellt

werden, das Urteil des VerWG. Berlin vom 17. Juni 1953 und den
Bescheid des Beklagten vom 10° März 1953 aufzuheben und die

Zwangsvollstreokung in die fraglichen Pfandstücke für unzulässig

zu erklären. Erst nach Ablauf der Revisionsfrist — mit der Revi—

sionsbegründung — ist der Antrag gestellt worden, auch das Urteil

des LSG‚ Berlin vom'30° September 1955 auf—zuheben° Der "bestimmte

Antrag", den 5 164 Abs„ 2 Satz 1 SGG schon innerhalb der Revision5»

frist erfordert (vgl° BSG‚ 1 8° 47 und 50), muß allerdings zum
Ausdruck bringen, "inwieweit das Urteil angefochten und dessen

4
Aufhebung beantragt wird", wie es 5 554 Abs" 3 Nr° 1 ZPO für das

zivilprozessuale Verfahren ausdrücklich vorschreibt‚ Doch läßt
im vorliegenden Streitfall schon der innerhalb der Kevieionsfrist>

gestellte Antrag keinen Zweifel darüber, daß neben der Aufhebung

des Bescheids des Beklagten und des erstinstanzlichen Urteils

auch die Aufhebung des Urteils des Berufungsgerichts begehü:wird‚

denn nur die Kassation dieses Urteils eröffnet den Weg zu der vom

Kläger ausdrücklich begehrten Aufhebung des angefochtenen Verwal-

tungsakts und des erstinstanzlichen Urteils° Damit ist dem Er—
fordernis des bestimmten Antrags in 5 164 Abs" 2 Satz 1 SGG
genügt„

Der beklagte Senator für Arbeit und Sozialwesen ist schon im Hin—

blick darauf, daß er bereits im Verfahren vor dem 0VerwG° Berlin

parteifähig gewesen und der Rechtsstreit nach 5 215 Abs,° 8 SGG
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auf das LSG. übergegangen ist, nach der Rechtsprechung des

Senats auch im Verfahren vor den Sozialgerichten als partei—

fähig anzusehen (BSG. 1 S. 164).

Die Revision ist nicht begründet.

Das 0VerwG. Berlin hat den Rechtsstreit an das LSG. Berlin "ver—

wiesen“. Das LSG. hält es für zweifelhaft, ob ein solcher Abge—

bebeschluß für die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit bindend

ist, sieht aber im vorliegenden Fall die Voraussetzungen für den

Übergang der Sache auf das LSG. nach 5 215 Abs. 8 in Verbindung

mit 55 218 Abs. 1 Satz 1, 224, 51 Abs. 1 SGG und Art. III des

Berliner Übernahmegesetzes vom 20. November 1953 (GVBl. S. 1419)

als gegeben an. Diese Auffassung ist zutreffend.

Um eine "öffentlich—rechtliche Streitigkeit" im Sinne des 5 51

_
Abs(. 1 SGGhandelt es sich deshalb, weil durch die Klage die
Aufhebung eines rechtswidrigen Verwaltungsakts — der Pfändung —
begehrt wird (vgl. 5 54 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 2 Satz 1
SGG). Ein Verwaltungsakt ist eine "Maßnahme, die von einer Ver—

Waltungsbehörde zur Regelung eines Einzelfalls auf dem Gebiet

des öffentlichen Rechts getroffen wird" (5 25 Abs. 1 BeererwGG

vom 8. Januar 1951 _ BeerBl. I S. 46; 5 25 Abs. 1 Satz 1

MilRegV0 165). Diese Legaldefinition des Verwaltungsakts deckt
sich mit dem von der herrschenden Lehre entwickelten Begriff,

wenn man mit Menger (System des verwaltungsgerichtlichen Rechts—

schutzes 1954 S. 101) das obrigkeitliche Moment, das jedem Ver-
waltungsakt eigen ist, in den Worten des Gesetzgebers "zur Rege—

lung eines Einzelfalls auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts"

ausgedrückt sieht° In diesem Sinne stellt die Pfändung, die ein

Vollziehungsbeamter einer Krankenkasse vornimmt, eine hoheitliche

Maßnahme der. Nach 5 73 Abs. 1 des Gesetzes zur Anpassung des
Rechts der Sozialversicherung in Berlin an das in der Bundesre—
publik Deutschland geltende Recht vom}. Dezember 1950 — Beer0Bl°

I S. 542 - (EerlAan) galt für die Beitreibung von Rückständen
in Berlin 5 28 Reichsversicherungsordnung (RVG), wonach Rückstän—
de wie Gemeindeabgaben beigetrieben werden. Die der Entlastung

der Gemeinden.dienendeVorschrift in 5 404Abs. 4 EVO,wonach
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die oberste Verwaltungsbehörde bestimmen kann, daß das Versiche—

rungsamt nach Anhören der Kasse die geschäftsleitenden Angestell_

ten als Vollstreckungsbeamte und sonstige Angestellte der Kasse

als Vollziehungsbeamte bestellen darf, hat 5 73 Abs. 2 BerlAan

für Berlin dahin abgewandelt, daß die Aufsichtsbehörde auf An—

trag der Versicherungsanstalt Angehörige der Versieherungsanstalt

als Vollstreckungs— oder Vollziehunésangestellte bestellt° Diese

mit den Aufgaben der Beitreibung im Verwaltungszwangsverfahren

betreuten Angehörigen der Versicherungsanstalt Berlin, bildeten

bis zur Neuregelung des Verwaltungsvollstreckungsvérfahrens durch

das Gesetz zur Übernahme des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes

vom 30° Mai 1953 (BerlGVBl„ So 361) die "zuständige Vollstreckungs—

behörde" im Sinne des 5 4 Abs° 1 Satz 1 der Preußischen Verord—

nung betr. das Verwaltungszwängsverfahren wegen Beitreibung von
Geldbeträgen vom 15. November 1899 (Fr GS 5. 545) mit Zahlreichen

Änderungen, zuletzt nach der Verordnung vom 27. September 1941

(GS 5. 49) — PrVOVZV «; diese galt in Preußen nach 5 28 EVO in

Verbindung mit 55 1 Abs„ 1 Nr° 1, 2, 4 Satz 1 des Pr Gesetzes über

die Zulässigkeit des Verwaltungszwangsverfahrens vom 12. Juli 1933
(GS S„ 252) auch für das Verfahren der Beitreibung von Rückständen

bei den Krankenkassen und war nach der Kapitulation — bis zu ihrer

Aufhebung durch Art„ IV des oben angeführten Übernahmegesetzes

— in Berlin wie im gesamten Gebiet des früheren Landes Preußen

in Geltung geblieben° Die vorliegende Pfändungsmaßnahme ist dem—

nach von einer Verwaltungsbehörde getroffen.

Der Hoheitsakt der Pfändung erfüllt auch die weitere an einen

Verwaltungsakt zu stellende Voraussetzung, daß er auf die Erzie—

lung eines rechtlichen Erfolgs gerichtet ist; denn er erfolgt im

Rahmen des öffentlich—rechtlichen Vollstreckungerechtsverhältnis—

ses, das — ebenso wie im Vollstreckungsverfahren der ZPO — unabu

hängig von dem vorangegangenen Verfahren über den der Vollstrek—

kung zugrunde liegenden Anspruch besteht (vgl° Rosenberg, Lehr-

buch des deutschen Zivilprozeßrechts, 7; Aufl„ 9 170 II 3;

Zsohacke in MDR,1953 8° 12 £T27). Auch wenn—wie in demim vor—
liegenden Fall anwendbaren @ 25 Pr VOVZV — zur Durchführung des

Verwaltungsvollstreckungsverfahrens auf Vorschriften des 8° Buches
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der Zivilprozeßordnung verwiesen wird, bleibt die Pfändungsmaß—

nahme Anwendung von Verwaltungszwang (Rosenberg a.a.0. @169 III„
1). Demnach ist ein in Durchführung des Verwaltungszwangs ergan—l

gener Vollstreckungsakt ein Verwaltungsakt, der mit den gegen

einen solchen gegebenen Rechtsbehelfen angefochten werden kann

(Bachof agb0.3.2äi3f; Zschacke in MDR. 1953 S. 12 [Tä7; Kauts—

Riewald, Verwaltungszwangsverfahren zur Beitreibung von Geldbee

trägen 8. Aufl. Anm..2 zu 5 2 PrVOVZV; OVG. Münster v. 9. Januar

1952in Entsch. d. OVG.Münsterund LüneburgBd. 5 s. 1761T717;
OVG. Hamburg v. 3. Juli 1952 in VerwRechtspr. Bd. 5 Nr. 117 S.

535; VGH. Stuttgart vom 17. März 1954 in VerwRechtspr. Bd. 6

“Nr. 191 s. 845).

Mit Recht hat daher der Kläger zunächst die Möglichkeiten des

Verwaltungsverfahrens ausgeschöpft und in Beachtung des 5 2 Abs.

2 PrVOVZV Beschwerde bei dem beklagten Senator für Arbeit und

Sozialwesen erhoben; denn der Beklagte war als Aufsichtsbehörde,

auf den die Befugnisse des Magistrats, späteren Senats von Berlin

nach @ 5 Abs. 1 BerlAan delegiert worden waren, im Sinne des
5 2 Abs. 2 PrVOVZV "die vorgesetzte Dienstbehörde des Beamten,

dessen Verfahren angefochten wird" (vgl. Kautz—Riewald a.a.0°

Anm. 2 Abs. 6 zu 5 2 PrVOVZV; BVA. in Rum. Bd. 28 S. 470, Bd. 30

s. 353). Die in 5 2 Abs. 2 PrVOVZVenthaltene Einschränkung, daß
"nur" die Beschwerde zulässig sei, ist allerdings in Berlin seit

der Wiedererrichtung der Verwaltungegerichte und Einführung der
Generalklausel nicht mehr Rechtens (Dekret der Amerikanischen

Militärregierung vom 19. November 1945, V0 der Britischen Mili—

tärregierung “vom 15. Dezember 1945 [z'itiert nach Zweigert, Vor-—

wort zu Entsch. d. OVG.Berlin Bd. 1 Sa 27; Berl.G. vom4. Januar
1951 - für den französischen Sektor Berlin —Ä■eerOBl. 1 s. 317).
Diese Entwicklung abschließend, verwirklicht @ 19 Abs. 1 Berl—

VerwGG auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts den von Art. 19

Abs. 4 des Bonner Grundgesetzes geforderten umfassenden Rechts-

schutz; @19 Abs. 2 BeererwGGstellt ausdrücklich fest, daßdie
Klage nicht dadurch ausgeschlossen wird, daß ein Verwaltungsakt

nach bisherigen Vorschriften endgültig ist oder nicht vor einem

Gericht angefochten werden kann. Zutreffend hat daher das VerwG.
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Berlin in seiner noch vor Inkrafttreten des SGG ergangenen Ent—

scheidung die Zulässigkeit des Verwaltungsrechtswegs bejaht°

Nach dem 3‚ Januar 1954, dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des SGG

(@ 224 Abs. 1 SGG), ist jed00h für Streitigkeiten dieser Art der

Rechtsweg zu den Gerichten der Sozielgericktsbarkeit gegeben;

denn es handelt sich um Streitigkeiten "in Angelegenheiten der

Sozislversicherung" (@ 51 Abs. 1 SGG). Schon eine zunächst vom
Wortlaut ausgehende Auslegung_dieses Begriffs ergibt, daß “Ange—

legenheit" nicht mit “Aufgabe" gleichgesetzt werden darf° Die

Vorschrift des 5 51 SGG verwendet als maßgebliches Kriterium für

die Abgrenzung der Streitigkeiten, für die die Sozielgerichte zu-
ständig sind (vgl° in Abs° 1 als auch in Abs° 2) das Wort "Ange—

legenheiten“ und handelt in Abs° 1 von "Aufgaben" nur in dem be—

schränkteren Sinn, daß zu den von den'Gerichten der Sozialge—

richtsberkeit zu entscheidenden Streitigkeiten, soweit sie die

Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung

betreffen, nicht nur die Angelegenheiten der Arbeitslosenversiche«

rung, sondern auch der übrigen "Aufgaben” der Bundesanstalt
ge—

hören. Hiernsch würde es eine unzulässig Verengung des Zuständig—

keitsbereichs der Gerichte der Sezidlgerichtsbarkeit bedeuten,

wenn ihre sachliche Zuständigkeit auf Streitigkeiten aus Rechts—

verhältnissen beschränkt würde, die unmittelbar eine Aufgabe der

Sozislver3icherung betreffen° Vielmehr wird der Begriff der "An—

gelegenheiten der Sozielversicherung" in € 51 SGGdahin zu ver—
stehen sein, daß er alle Bereiche umfaßt, die der deutschen Sozial—

versicherung nach ihrer geschichtlichen Entwicklung und gegenwär—

tigen Gestelt eigentümlich sind und ihr das Gepräge geben° In

diesem Sinne gehört auch der Beitragseinzug der Krankenkassen mit

der Möglichkeit der Zwangsbeitreibung von Rückständen zu den we—

sensgemäß mit der Sozialversicherung verbundenen Angelegenheiten°

Das gilt hinsichtlich der Zwangsbeitreibung jedenfalls dann, wenn

sie in dem spezifischen, nach % 404 Abs° 4 BVD den Krankenkassen
vorbehaltenen Vollstreckungsverfehrén durch Vollstreckungsbeamte

und Vollziehungsbesmte der Kasse erfolgt. In diesen Fällen muß

das gesamte Beitragseinzugeverfshren einschließlich der Zwangs—

vollstreckung als ein nach Zweck und Organisationsform in beson—

deren Maße.auf die Bedürfnisse und Besonderheiten der Sozialver—
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sicherung abgestimmtes und der Sache nach zusammengehöriges Ver;

fahren angesehen werden, das zu den "Angelegenheiten der Sozial—

versicherung" im Sinne des 5 51 Abs. 1 300 zu rechnen ist. In

ähnlichem Sinne hat bereits das Reichsversicherungsamt (EuM.

Bd. 28}S. 470 und Bd. 30 S. 353) für die Frage, welche Aufsichts—

behörde Zur Entscheidung über die angefochtene Vollstreckungsmaß—

nahme berufen ist, darauf abgestellt, ob ein Vollziehungsbeamter

der Gemeindebehörde oder ein zum Vollziehungebeamten bestellter

Angestellter der Krankenkasse tätig geworden ist; im zweiten Fall’

hat es die Zuständigkeit des Versicherungsamts zur bntscheidung

‚ als Aufsichtsbehörde angenommen. Zutreffend hat daher das Beru—

-‘fungsgericht für die hier in Frage stehende Streitigkeit über die
Art und Weise der Zwangsvollstreckung den Rechtsweg zu den Gerich—

ten der Sozialgerichtsbarkeit béjaht (im Ergebnis ebenso Bastler in
Wege zur Sozialversicherung 1955 S. 109 1T17'unter 37 mit grund—

sätzlicher Zustimmung von Dersoh in Wege zur Sozialversicherung'

1955 S. 137 £T43 unter IX7; lckert—Schraft, Selbstverwaltungs—

recht der Sozialversicharung, Stand: Juni 1956, 4. Band,Teil F2,
Bl. 68).

Es ist dem Berufungsgericht auch darin beizutreten, daß der be—

klagte Senator für Arbeit und Sozialwesen für den vorliegenden

Rechtsstreit passiv legitimiert ist. Wie oben schon dargelegt,

' muß der Beklagte im Hinblick darauf, daß er bereits im Verfahren

vor dem 0VerwG. parteifähig gewesen und der Rechtsstreit nach
@ 215 Abs. 8 SGG auf das LSG. übergegangen ist, auch im Verfah—

ren vor den Sozialgerichten als parteifähig angesehen werden°

Die gleichen Erwägungen gelten für die Passivlegitimation. Nach
5 28 Beerérde, der auf das in Berlin am 30° Januar 1933 in

Geltung gewesene Verfahrensrecht verweist, ist in Berlin im Ver—

}

fahren vor den Verwaltungsgerichten die Behörde richtige Beklagte,

die bei vorangegangenem Beschwerdeverfahren über die Beschwerde

entschieden hat (so ausdrücklich auch für den Bereich der ehemali—

gen britischen Besatzungszone 5 50 Satz 2 MilRegV0 165). Der Senat
kann dahingcstellt lassen, Wie die Frage der Passivlegitimatibn

bei Rechtsstreitigkeiten zu beurteilen ist, in denen von vornher—
ein Klage vor den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit erhoben

wird; denn im vorliegenden Fall verbietet schon der Überleitungs—
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Charakter des Rechtsstreits eine andere Beurteilung der Passiv—

legitimation, als sie nach zwingenden Recht im Verfahren vor dem

allgemeinen Verwaltungsgericht Reohtens war, ‘

Zutreffend hat das LSG. auch die von der Revision gegen die Recht—

mäßigkeit der Pfändung erhobenen Bedenken als hinfällig angesehen.

Nach5 25 Abs, 1 PrVOVZVin Verbindungmit 5 811 Nr. 5 ZPOunter—
liegen bei Personen, die aus ihrer körperlichen oder geistigen

Arbeit oder sonstigen persönlichen Leistungen ihren Erwerb ziehen,

die zur Fortsetzung dieser Erwerbstätigkeit erforderlichen Gegen—

stände nicht derZwangsvolletreckung° Soweit es auf die Unentbehr—

liohkeit ankommt, ist der Zeitpunkt der Pfändung maßgebend (vglo

Stein—Jonas—Schönke, ZPO 18. Aufl. Anm° II 4 zu @811)° Nach den

von der Revision nicht angegriffenen und danit für das Revisions—

gericht verbindlichen (@ 163 SGG) Feststellungen des LSG. hatte

der Handwerksbetrieb des Klägers in dem fraglichen Zeitraum (Sep—

tember 1951) nur einen verhältnismäßig bescheidenen Umfang° Es

unterliegt daher keinen Bedenken, wenn das Berufungsgericht die

Unentbehrlichkeit der noch in der Pfandverstrickung uerbliebenen

Sachen (Schreibmaschine, Schreibtisch, Couchtisoh) für die persön—

liche Fortsetzung der Erwerbstätigkeit.des Klägers verneint_hat°

Nach alledem ist die Revision als unbegründet zurückzuweisen° Die

Kostenent30heidung beruht auf 5 193 Abs. 1 SGG° '
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